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die Pflicht, denjenigen Berechtigten, die die Zeit Nach einigen weiteren Ausführungen des Mi ⸗ 

zur Ablöſung haben verſtreichen laſſen müſſen, eine niſters Graf Eulenburg über das Recht der 

Friſt hierzu von Neuem zu gewähren. Regierung Tod Ernennung neuer Domherren, das 
Abg. Seydel ſpricht ebenfalls zu Gunſten der Abg. Dr. Eberty der Regierung entſchieden be- 

des Antrages im Intereſſe der Berechtigten. ſtreitet. wird die Disluffion über 8 1 geſchloſſen 
Reg.⸗Komm. Geh. Rath Glaßel erklärt, (und derſelbe in der Faſſung der Kommiſſionsbe⸗ 

daß die Staats-Regierung trotz mancher Bedenken, ſchlüſſe genehmigt. 

die bei der Etats⸗Berathung geltend gemacht wur⸗ Die übrigen 88 werden ebenfalls nach den 

den, dem Antrage grundſätzlich nicht widerſprechen Vorſchlägen der Kommiſſion angenommen, womit die 

i Tages ordnung erledigt iſt. 

Der Antrag geht hierauf an die Agrar ⸗Kom⸗ Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. 

miſſlon. Tages ordnung: Eine Reihe kleinerer Geſeß 
IV. 2. Berathung des Geſetzentwurfs, betr. jentwürfe und Berathung der Schiedsmanns ordnung. 

die Reorgantfation der drei vormals ſächſiſchen Stifter Schluß 25 Uhr. 

Merſeburg, Naumburg und Zeitz. 

$ 1 lautet nach den Beſchlüſſen der Kom⸗ Dentſchland. 


miſſion: Berlin, 8. Januar. Die Annahme, daß 
„Die ee der drei vormals ſächſiſchen pie neuernannten Mitglieder des evangeliſchen Ober- 
omſtifter Merſeburg, Raumburg und des Kollegiat⸗ kirchenraths in ihrer neuen Stellung einen Gehalt 
Riftes Zeit werden aufgehoben. 0 oder eine Remuneratton beziehen werden, iſt irr⸗ 
Abg. v. Meyer Arnswalde erklärt fh ge- thümlich. Es fehlt daher von dieſer Seite jeder 

gen den Kommiſſtonsbeſchluß und Wiederherſtelung Anhalt für eine Etörterung der beiden Berufungen 


neten außerhalb der Wände des Sitzungsſaales vor 
zubeugen. Denn die Oeffentlichkeit der Verhand⸗ 
lungen, die verfaſſungsmäßig verbürgte Freiheit der 
Redner und der über ihre Reden verbreiteten Be⸗ 
richte von jedweder Verantwortlichkeit laſſe auch 
ſolche Aeußcrungen und Reden Abgeordneter Ver⸗ 
breitung in den weiteſten Schichten der Nation fin- 
den, welche, wenn fie eben nicht unter dem Schutze 
der Unverantwortlichkeit der Rednertribüne geſprochen 
und unter der gleichen Unverantwortlichkeit der Preſſe 
verbreitet wären, die Redner und die Preſſe der ſtrafge⸗ 
richtlichen Verfolgung nach den Vorſchriften des gemeinen 
Rechts ausſetzen würden. Ein ſolcher Rechtszuſtand wirke 
beirrend auf das Rechtsbewußtſein im Volke ein, 
was beſonders fühlbar ſei, ſeitdem die Wahlen ein- 
zelne Abgeordnete in den Reich tag geführt, welche 
ſich für berechtigt erachten, die ihnen zuſtehende 
Freiheit des Wortes zur Entwickrlung von Theorien 
zu gebrauchen, welche dem Beſtand von Staat und 
Geſellſchaft gefährlich feien. Im Reichstage ſeien die 
Pariſer Kommune und ihre Thaten gerechtfertigt, ja 
es ſei dort ſelbſt zu Gewaltthätigkeiten provozirt 


24. Sitzung vom 8. Januar. 

Präſtdent von Bennigſen eröffnet die 
Sitzung um 12½ Uhr. 

Am Miniſtertiſch: Dr. Leonhardt mit mehre- 
ren Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

L Dritte Berathung der Oben: 

a) betreffend eine Zuſaßbeſtimmung zu den will 
Art. 86 und 87 der Berf.-Urkunde ; 

b) betreffend die Verpfändung von Kauffahr⸗ 
teiſchiffen in der Provinz Hannover; 

e) betreffend die Abänderung des Geſetzes be⸗ 
züglich der Verwaltung des Staatsſchuldenweſens 
und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſton; 

d) betreffend die Ablöſung der durch Staats⸗ 
vertrag vom 9. April 1876 auf den preußiſchen 
Fiskus übergegangenen Gefälle und 

e) betreffend die Auseinanderſetzungsbehörden 
und das Auseinanderſetzungsverfahren im Kreiſe 
Herzogthum Lauenburg. 


— 


lang, mindeſtens zwei Jahre lang, geſtatten zu wol ⸗ 


* 


die dieſe Nothwendigkeit darlegen ſollen und hebt 


Sämmtliche Vorlagen werden ohne Debatte 
deſinitie genehmigt. 

II. Erſte und zweite Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs, betreffend die Rheinſchtfffahrtsgerichte. 

Abg. Dr. Hammacher beantragt die Ueber- 
weiſung an die Juſtizkommiſſton, indem er aus⸗ 
führt, daß bei den großen Objekten, die oft zur 
Verhandlung feben, es ſich nicht empfehle, an Stelle 
ver Rheinſchifffahrtsgerichte die Amtsgerichte treten 
zu laſſen. Redner führt einige Beiſpiele an und 
ſucht daraus zu deduciren, daß bei der Wichtigkeit 
der zu entfheidenden Streltſachen das ſenſige civil 


R terefje von Kirche und Schule dienſtbar zu machen. 


der Regierungsvorlage, die dahin geht, die genann⸗ 
ten Stifter einer Rrorganiſation zu unterziehen und 
deren Einkünfte fortan in erhöhtem Maße dem In⸗ 


Die Staatsregierung möge ruhig auf ihrem Stand 


punkt beharren, ſie möge erklären, die Beſchlüſſe der 


Kommiſſion ſeien unannehmbar. Nach einer ſolcher 


Erklarung ſchmachte er förmlich (Hettertelt), ſeit ben ö 


Jahre 1876 vermiſſe er dieſelbe vollſtändig. 
Regierung könne ruhig abwarten, was fie heute nich 
durchſetze, werde ſie im nächſten Jahre mit 3 
keit erieichen. 


im Abgeordnetenhauſe. 


Es beſteht die Abſicht Seitens der Unterrichts⸗ 
Verwaltung, in der auf dem Grundſtücke des Se⸗ 
minars für Stadtſchulen zu erbauenden Centralturn⸗ 


anſtalt Ausbildungskurſe für Turnlehrerinnen ein- 
zurichten, welche den Aſpirantinnen vom nächſten 


ab unentgeltlich zugänglich ſein werden. 
Ein Spemalfall, die Unterſuchung 1 


hat dem Chef der Admiralität Veranlaſſung gehe 


darauf hinzuweiſen, daß § 41 der Erſaßord⸗ 
eitens der Marine-Aerztz genau befolgt 


worden. Die Geſetzgebung dürfe ſich daher nicht 
länger der Aufgabe entziehen, eine Ergänzung des 
beſtehenden Rechts nach dieſer Richtung hin anzu- 
bahnen. Wenn fie dabei an den Grundſätzen, aus 
welchen die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung über 
den Schutz der Abgeordneten hervorgegangen, feſt⸗ 
balten wolle, jo mußte den Mitgliedern des Reichs ⸗ 
tages ſelber die Strafgewalt eingeräumt werden. Zu 
einem förmlichen Organ der Rechtſprechung eigne ſich 
der Reichstag jedoch nicht, die Geſetzgebung könne 
ſich daher nur an die dem Reichstage nach Artikel 
27 der Verfaſſung gegen feine Mitglieder zuftehende 
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und Genoſſen auf Erlaß eines Geſetzes, betreffend 
die Ablöſung der den geiſtlichen und Schulinſtituten, 
ſowie den frommen und milden Stiftungen zuſt⸗⸗ 
benden Realberechtizungen. - 

Der Geſetzentwurf bezweckt die Wiedereröff⸗ 
nung der Rentenbanken behufs Ablöſung der er⸗ 
wähnten Realberechtigungen. Die Vermittelung der 
Rentenbanken ſoll jedoch nur bei denjenigen Ablö⸗ 
jungen flattfinden, welche bei der zuſtändigen Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde bis zum 31. Dezember 1880 
beantragt werden. 

Abg. Krech weiſt in der längeren Begrün⸗ 
zung ſeines Antrages auf die wiederholten Ver⸗ 
handlungen hin, die in dieſer Angelegenheit hier im 
Hauſe ſtattgefunden haben, ſowie auf die Nothwen⸗ 
digleit, die Ablöſung der in Rede ſtehenden Real- 
berechtigungen durch die Rentenbanken noch eine Zeit 


I Redner führt eine Reihe von Beiſpielen an, 


namentlich hervor, daß auf Grund eines ſolchen Ge⸗ 
ſetzes zahlreiche Provokationen auf Ablöſungen dieſer 
Realberechtigungen eingehen würden. Er habe ſich 
bet Formulirung ſeines Geſetzentwurfs lediglich be⸗ 
ſchränkt auf das Geſetz vom 27. April 1872, er 
halte es aber für nothwendig, auch für die neuen 
Provinzen ähnliche Beſtimmungen feſtzuſtellen. 

Abg. Mühlenbeck hat einige Bedenken 
gegen den Antrag. Ganz abgeſehen von den Ko- 
ſten der Rentenbank-Verwaltung, die durch die An- 
nahme des Antrags noch für mehrere Jahre auf die 
Staatskaſſe übernommen werden müßten, ſei das 
hauptſächlichſte Gewicht darauf zu legen, daß der 
Staat nicht noch weiter mit Uebernahme von Ga⸗ 
rantien belaftet werde. 

Abg. v. Bendemer unterſtützt den Antrag 
Krech, ebenſo Abg. Schumann, welcher aus⸗ 
führt, daß das Geſetz vom 27. April 1872 zu 
denjenigen Geſetzen gehöre, welche den Geiſtlichen 
unangenehm ſeien. Daraus ergebe ſich auch natur⸗ 
gemäß, daß die „Verpflichteten“ das Geſetz mit 
Freuden begrüßt haben. Er verweiſt darauf, in wie 
zahlreichen Fällen die Ablöſungen zu Ungunſten der 
Berechtigten erfolgt und daß deshalb vielfach die 
Provokationen unterblieben ſeien. Dennoch ſei die 
Wiedereröffnung der Rentenbanken eine Nothwen⸗ 
digkeit namentlich auch für die Berechtigten, um die 
Sache aus der Welt zu ſchaffen. Der Staat habe 


über die Stellen zu dispontren und neue Stellen z 
ernennen. Redner wünſcht die Erhaltung dieſer alt- 
ehrwürdigen Inſtitute. 

Abg. Schumann: 
nicht um die Erhalküng eines kirchlichen Unfugs. 
Die Maskenaufzüge der Domherren beim Kirchen⸗ 
geſange ſeien komiſch und traurig zugleich, wenn 
Herr v. Meyer dies vielleicht auch romantiſch findet. 
Die Differenzen zwiſchen der Reglerungsvorlage und 
den Beſchlüſſen der Kommiſſion ſeien gar nicht fo 
groß, wie vielfach dargeſtellt worden; der ganze 
Unterſchied beſtehe darin, daß die Kommiſſton die 
geiſtlichen Domkapitel beſeitigen will, während die 
Regierung deren Aufrechterhaltung verlangt. Die 
Domſtifter ſollen keineswegs aufgehoben werden, dies 
würde nur dann geſchehen, wenn die Einkünfte aus 
dieſen Stiftern in die Kaſſe des preußiſchen Fiskus 
fließen ſollen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulen ⸗ 
burg erkennt an, daß die Differenzpunkte nicht 
von großer praktiſcher Bedeutung ſind. Ueber den 
weſentlichſten Punkt, der dabei in Betracht komme, 
nämlich daß die Revenuen aus dieſen Stiftern für 
Kirchen- und Schulzwecke Verwendung finden ſollen, 
beſtehe eine eigentliche Meinungsverſchiedenheit nicht. 
Aber die Regierung müſſe daran feſthalten, daß ihre 
billigen Wünſche Rückſicht finden. Er (der Mi- 
nifter) vernöge nicht abzuſehen, weshalb der Name 
„Domkapitel“ beſeitigt werden ſolle, während die 
Kommiſſton ſelbſt ſich damit einverſtanden erklärt 
hat, daß der Vorſitzende des Kollegiums zur Ver⸗ 
waltung der Stifter den Titel „Dekan“ und die 
anderen Herren den Titel „Domherr“ führen ſol⸗ 
len. Die Regierung wünſcht dieſe hiſtoriſche Be⸗ 
zeichnung beizubehalten und zugleich bei der Er⸗ 
neonung für die Verwaltung verdiente Männer aus- 

zuzeichnen. 

Abg. Richter ⸗Sangershauſen bezeichnet den 
Titel „Domkapitel“ als ein überflüſſiges Ueberbleib⸗ 
ſel aus der ſäͤchſiſchen Zeit. Es jet keineswegs hi⸗ 
ſtoriſches Recht daß der Landesherr dieſem oder 
jenem Beamten eine Präbende überweiſt. Domka⸗ 
pitel giebt es in der evangeliſchen Kirche nicht und 
kang es nicht mehr geben und wir wollen nicht die 
Hand dazu bieten, Inſtitute, die wir für unrecht 
halten, durch Geſetz neu zu ſanktioniren. Wir wol- 
len die Einkünfte aus den Stiftern der Kirche und 
Schule allein dienſtbar machen. 


Es handle ſich hier 


ordnung der morgen ſtattfindenden Bundesraths⸗ 
fung ſteht außer der Beſchlußfaſſung über den Be⸗ 


richt der Tabaks⸗Enquete⸗Kommiſſton eine Reihe zum 


Theil ſchon bekannter Vorlagen. Neu iſt unter 


dieſen der Entwurf eines Geſetzes wegen der Straf- 


gewalt des Reichstags über ſeine Mitglieder. Der 
Inhalt deſſelben iſt folgender: Dem Reichstage ſteht 
eine Strafgewalt gegen ſeine Mitglieder zu. Die⸗ 
ſelbe wird von einer Kommiſſton ausgeübt, welche 
aus dem Präſidenten, den beiden Vicepräſidenten 
und zehn Mitgliedern beſteht. Die Kommiſſion 
kann je nach der Schwere der Ungebühr folgende 
Ahndungen verhängen: 1. Verweis vor verſam⸗ 
meltem Hauſe; 2. Verpflichtung zur Abbitte vor 
verſammeltem Hauſe; 3. Ausſchließung aus dem 
Reichstage auf eine beſtimmte Zeitdauer, mit welcher 
der Verluſt der Wählbarkeit verbunden werden kann. 
Handelt es ſich um eine nach dem gemeinen Straf- 
recht ſtrafbare Handlung, fo kann die Ueberweiſung 
an den Strafrichter erfolgen. Wird die Ahndung 
wegen einer Aeußerung oder wegen des Inhalts 
einer Rede ausgeſprochen, ſo kann zugleich die Auf⸗ 
nahme derſelben in den ſtenographiſchen Bericht, 
ſowie jede andere Veröffentlichung durch die Preſſe 
verboten werden. Die Kommiſſton tritt in Wirk⸗ 
ſamkeit, wenn der Präſident es anordnet oder min- 
deſtens 20 Mitglieder es beantragen. Die Kom- 
miſſion entſcheidet endgültig. Lautet jedoch die Ent⸗ 
ſcheidung auf Ausſchließung aus dem Reichstage, 
jo ſteht dem Ausgewieſenen der Rekurs an dieſen 
zu. Der Präſident kann auch vorläufig die Auf- 
nahme ungebührlicher Aeußerungen in den ſteno⸗ 


graphiſchen Bericht und ihre Verbreitung durch die 


Preſſe unterſagen. Zuwiderhandlungen gegen das 
Verbot der Veröffentlichung werden mit Gefängniß 
von drei Wochen bis zu drei Monaten beſtraft, ſo⸗ 
fern nicht nach Maßgabe des Inhalts der erfolgten 


mungen deutſcher Berfaſſungsurkunden und Geſchüfts⸗ 
ordnungen; die parlamentariſche Uebung in Enz 
land, in den Vereinigten Staaten und in Frank⸗ 
reich; ferner Arußerungen der Staatslehrer Hermann, 
Mohl, v. Rönne, Schulze, Bluntſchli und v. Bar; 
die Beſtimmungen der Verfaſſungs⸗Entwürfe von 
Frankfurt und Erfurt; den Fall Plimſoll aus der 
Sitzung des engliſchen Parlaments vom 22. Juli 
1875 und endlich die Verhandlungen über die Er⸗ 
mordung des Earl of Leitrim in der Sitzung des 
Unterhauſes vom 12. April 1878. 

Man erkennt ſofort, daß die obige Aeußerung 
der Motive über gewiſſe Abgeordnete ſich auf die 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten bezieht. Es iſt 
eine ſonderbare, aber doch verbreitete Annahme, als 
ſeien dieſe Abgeordneten durch das Sozialiſtengeſetz 
auch im Reichstage unſchädlich gemacht worden. 
Man ſieht aber nicht, inwiefern dies der Fall ſein 
ſollte. Es iſt im Gegentheil zu befürchten, daß die 
Sozialdemokratie die Tribüne des Reichstages als 
den letzten Zufluchtsort, an dem ſie ihre Angriffe 
auf Staat und Geſellſchaft in das Volk ſchleudern 
kann, betrachten und benutzen wird. Inſofern ſtellt 
fi die Vorlage geradezu als eine Ergänzung zum 
Sozialiſtengeſetz dar, wie denn auch verlautet, daß 
die Rede des Abg. Haſſelmann bei der Berathung 
des Sonzialiſtengeſetzes den Anſtoß gegeben hat, mit 
der Vorbereitung und Einbringung einer ſolchen 
Vorlage nicht länger zu zötzern. 


Berlin, 8. Januar. Die „Nat. - Zeitung“ 
ſchrelbt: 

Ueber Zweck und Inhalt des bereits erwähnten 
Schreibens des Reichskanzlers an den Vorſitzenden 
der Tarifkommiſſton, Herrn v. Varnbüler, find ver⸗ 
ſchiedene Nachrichten verbreitet worden. Wir er⸗ 
fahren, daß dieſes in der erſten Sitzung der Kom⸗ 
miſſion verleſene Aktenſtück keineswegs auf die Be⸗ 


Veröffentlichung eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt. handlung der Tabakbeſteuerungsfrage ſich beſchränkte, 


Dem Entwurf, welcher vom Reichskanzler ſerber ein ⸗ vielmehr überhaupt die Artikel, 


gebracht worden, find ſehr ausführliche Motive bei- 
gegeben. 
und in der Geſchäfts ordnung des Reichstages ent ⸗ 
haltenen Beſtimmungen, heißt es darin, müßten, 


wenn ſie auch vielleicht ausreichen, um die Ordnung 


welche die Heidel⸗ 
berger Konferenz als beſonders zu Finanzzoͤllen qua⸗ 


Die in Artikel 30 der Reichoverfaſſung liſtzirt bezrichnet hatte, der Thätigkeit der Kommiſ⸗ 
jNor on unterſtellt. 


Da der Beſchluß des Bundesraths 
dieſe Artikel von den Arbeiten der Kommiſſion ab⸗ 


getrennt hatte, ſo mag der mehr private Weg eines 


im Haufe nothdürftig aufrecht zu halten, unzu- Schreibens an Herrn v. Varnbäler eingeſchlagen 
länglich erſcheinen, um den ſchädlichen, ja unter worden ſein, um dieſe Erweiterung der Kommiſſions⸗ 
Umſtänden gefährlichen Wirkungen von Ausſchreitun⸗ arbeiten herbeizuführen. Daß das Schreiben das 


gen in den Aeußerungen und Reden von Abgeord⸗ Tabaksmonopol als das „Ideal“ des Reichskanzlers 


binftelle, wie berichtet wurde, haben wir von vom- 
herein bezweifeln müſſen, da ein. folder Ausdruck 
wohl in parlamentariſchen Reden, aber nicht in holb⸗ 
oder ganz amtlichen Schriftſtücken geſucht werden 
kann. Auch wird uns das Fehlen eines ſolchen 
Ausdruckes in dem Schreiben ausdrücklich beſtätigt 
Daſſelbe begnügt ſich, bei der Beſteuerung des Ta⸗ 
baks hervorzuheben, daß die Feſtſtellungen der Ta⸗ 
bakenqueteksmmiſſton für die Tarifkommiſſion nur 
einen informatoriſchen Charakter in Anſpruch nehmen 
könnten. 

Seitens des Reichskanzleramts iſt, wie weiter 
berichtet wird, an die einzelnen Bundesregierungen 
das Etſuchen gerichtet worden, die ihnen unterſtell⸗ 
ten Behörden anzuweijen, etwaigen Requiſitionen der 
Komm ſſion für die Reviſion des Zolltarifs oder 
den etwa aus ihrer Mitte zu bildenden Sublom- 
miſſtonen wegen Vornahme von Ermittelungen u. 
f. w. in erforderlichem Maße Folge zu geben. 

Der Schwerpunkt der Arbeiten der Kommijfien 
liegt zunächſt in den Referaten und deren Berthei- 
»lung. Wiederum liegt der Schwerpunkt des finanz ⸗ 
politiſchen Programms vom 15. Dezember bekanntlich 
in der Beſteuerung der Rohartikel Wolle, Stein- 
kohlen, Petroleum, Getreidt, Tabak u. ſ. w. Das 
„Referat für dieſe Branchen if, wie nun verlautet, 
dem Regierungspräfidenten v. Böttcher und dem Re- 
gierungsralh Tiedemann übertragen, deren Stellung 
zu dem Programm des Reichskanzlers nicht zweifel ⸗ 
haft erſcheinen kann. Von der Befugniß zur An- 
ſtellung weiterer Enqueten wird die Kommiſſion nach 
den anſcheinend vorwalten den Intentionen wenig 
Gebrauch machen, da die beſtimmte Abſicht vorliegt, 

dem demnächſt zuſammentretenden Reichstag bereits 
das Ergebniß der Arbeiten der Kommiſſion zu un⸗ 
terbreiten. 


— Einige Landwirthe aus dem Kreiſe Stor⸗ 


mann (Holſtein) hatten am 3. Januar als Kreis⸗ 
genoſſen des Reichskanzlers an dieſen eine Eingabe 
gerichtet, in ver fie den Fieihandel als die Quelle 
aller wirthſchaftlichen Noth ſchilderten. Hierauf iſt 
den Einſendern nachſtehende Antwort zugegangen: 
„Friedrichsruh, den 5. Januar 1879. Ihr 
Schreiben vom 3. d. Mts. habe ich ſowohl als ihr 
Kreisgenoſſe, wie auch ſeines Inhaltes wegen mit 
Intereſſe geleſen und Halte Ihre Klagen über die 
Lage unferer Landwirthſchaft in weſentlichen Theilen 
für begründet. Für meine Bemühungen, denſelben 
im Wege der Geſetzgebung abzuhelfen, hoffe ich auf 
Erfolg, ſoweit die Zustimmung der geſeßgebenden 
Kö. perſcheften ihnen zu Theil werden wird. In 
der Hand der Landwirthe ſelbſt liegt es, bei den 
Wahlen zum Landtage wie zum Reichstage für 
Ve treter zu ſtimmen, welche Intereſſe und Ver⸗ 


ſtandniß für die Landwirihſchaft und ihre heutige 
An 
eee kaun es in der hieſigen Gegend, mit einer 
Wee ia e * 2 


Lage in Deutſchland haben und bethätigen. 


58 ande in Polz u. 1 5 5 
L Die „Prov.⸗Korr.“ ſchreibt: 
der goldenen Hochteit unſeres Kaiſerpaares, welche 


im Lande Kundgebungen der Treue und Verehrung 
für Ihre Majeſtäten in Ausſicht genommen. Nach- 
dem allerhöchſten Orts bekannt geworden war, daß 
man in einzelnen Kreiſen damit umgehe, dem Katſer⸗ 
paare bet dieſer Gelegenheit auch perſönliche Ge⸗ 
ſchente darzubteten, hat der Kronprinz Gelegenheit 
genommen, duich ein Handſchreiben an den Miniſter 
des Innern kundzug eben. daß Ihre Majeſtäten der 
Kaiſer und bie Katſerin ſich Ihm gegenüber dahin 
geäußert haben, wie es Allerhöchſtihren Wünſchen 
durchaus widerſprechen würde, wenn von irgend 
welcher Seite, ſei es von Korporatlonen, Vereinen 
oder Privatperſonen, aus Veranlaſſung der goldenen 
Hochzeit Allerhͤchſtihnen perſönliche Geſchenke barge⸗ 
bracht würden. Ihre Majeſtäten werden in der 
herzlichen und allgemeinen Theilnahme, welche die 
ſeltene Jeter in Petußen und Deutſchland finden 
wird, gern ein neues und werthvolles Zeichen an- 
hänglicher Liebe erblicken und ſich aufrichtig freuen, 
wenn die Bedeutung des feſtlichen Tages in der 
Begründung milder Stiftungen oder in der Zuwen⸗ 
dung von Beiträgen an beſtehende wohlthätige An⸗ 
ſtalten ihren entſprechenden Ausdruck findet. Ihre 
Majeſtäten haben den Kronprinzen ausdrücklich beauf⸗ 
nagt, dafür Sorge zu tragen, daß Allerhöchſtihre 

Willensmeinung in den weiteſten Kreiſen bekannt 
gegeben werde.“ 

— Unſer Kaiſer erfreut ſich laut Meldung 
der „Prov.⸗Korr.“ fortgeſetzt des beſten Wohlſeins 
und widmet ſich in alter Weiſe mit voller Regel- 
mäßigkett der Erledigung der Regierungsgeſchäfte. 
Se. Majeſtät hat im Laufe der Woche wiederholt 
die Vorträge des Staatsſekretärs im auswärtigen 
Amte, des Miniſters des Innern, des Kriegs Mi⸗ 
niſters, des Chefs der Admiralität u. A. entgegen ⸗ 
genommen. Am Sonntag (19) wird im königl. 
Schloſſe das Krönungs- und Ordensfeſt in herge⸗ 

brachter Weiſe ‚gefeiert werden und vorausſichtlich am 
Donnerſtag (23.) mit der großen Cour im Schloſſe 
die Reihe der Hoffeſtlichkeiten beginnen. 

— Aus Arolſen, 7. Januar, meldet „W. T. 
B.“: Die feierliche Vermählung des Königs der 
Niederlande mit der Prinzeſſin Emma von Waldeck 

bat heute Abend 6½¼ Uhr in der programmmäßig 
vorgeſehenen Weiſe ſtattgefunden. 

— Der „Nat.-Ztg.“ geht von einer durch 
polltiſche und nationale Stellung von dem Verdacht 
der Doreingenommenheit durchaus enthobenen Seite 
aus Kopenhagen vom 6. d. Mts folgende Zu⸗ 
ſchrift zu 

Das „Dagbladet“ läßt es ſich in dieſer Zeit 
angelegen ſein, unſere Regierung und unſeren Hof 
von dem Vorwurf zu reinigen, daß ſie eine aus 


am 11. Junt d. 3. bevorſteht, find bereits vielfach 


« 


Anlaß der Vermäblung der Prinzeſſin Thy a mit 
dem Herzog von Cumberland hier eingetroffene we⸗ 
ſiſche Deputation empfangen und ihr verſchiedele 
Freundlichkeiten erwieſen hätten, während alle ar⸗ 
deren Blätter, darunter die offizlöſe „Berl. Zt 75 
und die miniſterielle „Dagens Nybeder“ über dleſn 
Punkt ein unverbrüchliches Schweigen bewahren. 


kundigt zu haben, was es mit den hlet bei der 
Vermählung anweſenden Hannoveranern für eine Be⸗ 
wandtniß gehabt habe. Nach dieſen Exkundigunger, 
deren Richtigkeit ich e dahinge 
ſein laſſen muß, ſollen dieſe Herren mit Genehm⸗ 
gung des Königs von dem Herzoge von Cut 
land ausdrücklich eingeladen und wie des König 
Privatgäſte behandelt worden ſein. 

Das „Dagbladet“ ſagt ferner, daß Nichs 
darüber zur Kenntniß der „Regierung“ gekommm 
ſel, ob jene Hanns veraner die Ueberbringer vn 
ſchriftlichen oder mündlichen Glückwünſchen Seitens 
ihrer Landsleute geweſen ſeien. Dieſe Voraue⸗ 
ſetzungen des „Dagbladet“, daß, wenn die Hannr⸗ 
veraner die Ueberbringer einer Adreſſe geweſen wi 
ren, unſere Regierung davon unterrichtet fein würd, 
iſt doch wirklich gar zu naiv, und nicht minder nat 
die Schlußfolgerung, daß, weil die Regierung von 
einer ſolchen Adreſſe keine Kenntniß habe, dieſelle 
auch nicht eriftire. Es ſcheint faſt jo, als ob daß 
„Dagbladet“ von dem Gegentheil unterrichtet wor 
den iſt und dieſe Thatſache dann in ſeiner Meife, 
d. h. recht ungeſchickt vertuſchen will. Wenn übri⸗ 
gens die „eingeladenen“ Gäſte ſo ganz und ger 
aller offiziellen Eigenſchaften entbehrten, ſo war is 
ſeſtens des Miniſters der auswärtigen Angeleger⸗ 
heiten gewiß wenig korrekt gehandelt, daß er dle 
Heiren in feiner Dienſtwohnung und nicht in den 
Privathotel, wo er wohnt, zur Tafel zog. Die 
Diners, welche der genannte Minifter im Miniſte⸗ 
rialgebäude giebt, haben alle einen offiziellen Cha⸗ 
rakter und müſſen einen ſolchen haben, weil er die 
Repräſentationsgelder, welche der Staat ihm zuweit, 
dazu verwendet. Wollte alſo der Miniſter jenen 
Hannoveranern eine Freundlichkeit erweiſen, jo durfte 
er fie, wenn ſte durchaus nur Privatperſonen wa⸗ 
ven, nicht auf dem Amalienborger Palais bewirtheß, 
wo er ſelbſt nur als Miniſter des A uße en und 
nicht als Privatperſon auftreten kann. 

Entweder hat alſo der Miniſter ſich eines Bit- 
ſehens ſchuldig gemacht welches dann auf de 
ganze Regierung zurückfällt — oder es wurden die 
Hannoveraner wie eine Deputation behandelt und 
dann hat die „Norbd. Allg. Ztg.“, gegen welche 
das „Dagbladet“ ſo heftig zu Felde zieht, aller. 
dings Recht. N 


Auslaud. 


Paris, 6 Januar. Die Senat or 
haben ‚gefern in ihrer Mehrheit nicht 2 
ei = jorität 


ni a . Bart rurch ! 
Zu der Feier 


Kammerauflöſung das Miniferfum f * 


empfiehlt ſich die Thatſache der Benq ng daß v un er 
den 16 geſtern gewählten Senatoren der Rechten 
auch nicht ein einziger Bonapartiſt ſich befindet; 
und gerade dieſe Fraktion war es, die in den leßz⸗ 
ten Jahren in der großen monarchiſchen Verbrüde⸗ 
rung die erſte Rolle geſpielt hat. Man weiß, daß 
der bonapartiſtiſch geſinnte Miniſter de Fourtou den 
Löwenantheil der offiziellen Kandidaturen den Män⸗ 
nern feiner Farbe zu Gute kommen ließ. Guünſti⸗ 
ger als man geſtern ſelbſt angenommen, ſtellt fi, 
das heute vollſtändig bekannte Wahlreſultat : nicht 
weniger als 58 Stimmen beträgt das Mehr, über 
das die Republikaner zur Stunde verfügen; in den 
nächſten Tagen finden wieder einige Ergänzungs- 
wahlen ſtatt, von denen ein gleich günſtiges Ergeb⸗ 
niß erhofft wird. 

So erfreulich auch der geſtrige Tag für die 
regierende Partei geweſen, werden doch Stimmen 
laut, welche vom rechtlichen Standpunkte aus eine 
Abänderung der bezüglichen Wahlordnung verlangen. 
Im monarchiſchen Intereſſe geſchaffen, gelangt vie- 
ſelbe zu der Unbiligkeit, den Gemeinden das Recht 
der Delegirung nur eines Wahlmannes zuzuerken⸗ 
nen, unbekümmert darum, ob jene Gemeinde ein 
Dorf oder eine Stadt ſei, deren Einwohnerzahl ſich 
nach vielen Tauſenden bemißt. Dringend iſt die 
Erledigung dieſer Frage indeß in keiner Weiſe, 
fie wird daher vorläufig noch nicht in Betracht ge⸗ 
zogen. 

N Mit ſichtlicher Ungeduld wird dagegen in re⸗ 
publikaniſchen Kreiſen der Anklage gegen die Mi- 
niſter vom 16. Mat entgegengeſehen. Die gemäßig⸗ 
teren Elemente ſtehen billig an, dieſem Begehren zu 
willfahren. Es erſcheint ihnen nicht opportun, die 
Stimmung der Bevölkerung, die ſeit dem vork⸗ 
gen Jahre ſich beſchwichtigt hat, wieder aufzu- 
regen und dies würde durch den Prozeß ohne Zwei⸗ 
fel geſchehen. Der geplante Staatsſtreich dürfte 
zwar nicht mit einem einfachen Tadelsvotum abge- 
than werden, wohl aber iſt es wahrſcheinlich, daß 
im Hinblick auf die nicht genügend ſpeziſtzirten 
Punkte, auf welche die Verantwortlichkeit der Mi- 
niſter ſich erſtreckt, eine neue Texticung des Ge⸗ 
ſetzes ausgearbeitet und den Kammern watenbenen 
werden wire. 

In den Motiven, welche den Geſetzentwurf 5 
gleiten ſollen, ſowie in dem Geſetze ſelbſt glaubt der 
gemäßigte republikaniſche Theil der Kammer eine 
einſchneidendere Kritik, eine für die Männer vom 
16. Mai fühlbarere Niederlage zu erblicken, als es 
ein Tadelsvotum wäre. Weiter zu gehen, dies 
mag, jo lange der Marſchall Mac Mahon an der 
Spitze des Staates ſteht, nicht wohl thunlich er⸗ 
ſcheinen. 


Provinzielles. 


Stettin, 9. Januar. Die Heutige Sitzung 
des Schwurgerichts begann mit einer Verhandlung 
gegen die Arbeiter Aug. Karl Wilhelm Hoeken⸗ 


dorf und Friedrich Wilh. Fehlberg aus Her⸗ 
renwieſe, zwei unverbeſſerliche Zuchthäusler, wegen = 
Das „Dagbladet“ behauptet, ſich genau danach € 1 


ren Diebſtahls. Hockendorf iſt 23 Jahre alt 
und bereits 10 Mal wegen Diebſtahls vorbeſtraft, 


Jehlberg 30 Jahr alt und bereits 5 Mal wegen 
Diebſtahls vorbeſtraft, 
Zuchthaus, Erſterer bewegt ſich auf der Anklagebank 


darunter mit 12 Jahren 


auch mit der größten Frechheit. — Der Fuhrherr 
Zunk bewohnt in Grabow, Langeſtraße 43, eine 


Treppe hoch eine Wohnung, derſelbe pereeifle am 


24. Juli v. J. mit feiner Familie; am 28. Juli 


begegnete ein in demſelben Haufe wohnender Arbei- 
ter auf der Treppe einem unbekannten Mann, wel⸗ 
cher ihm zurief, er möge einmal in die Zunb'ſche 
Wohnung ſehen, da liege Jemand im Bette. 
Arbeiter eilte nach der bezeichneten Wohnung und 
fand die Thüre erbrochen, aber Niemand in der 
Wohnung, er eilte ſofort dem Unbekannten nach, 
holte ihn auf der Straße auch ein, mußte ihn aber 
wieder laufen laſſen, da die Volksmenge für den ⸗ 
ſelben Partei nahm. 
den des Hauſes der Arbeiter Hoekendorf gefunden 
end in deſſen Beſitz ein Paar goldene Ohrringe, 
welche dem Fuhrherrn Zunk gehörten. 
iſt geſtändig, dieſe Ohrringe in der Wohnung des 


Der 


Später wurde auf dem Bo⸗ 


Horkendorf 


Zunk geſtohlen zu haben, nachdem er das Schloß 
der Thüre erbrochen, während Fehlberg vor der 
Thüre Wache ſtand; Letzterer geſteht Dies gleichfalls 
ein, ebenſo einen weiteren Diebſtahl in den Züll⸗ 
chower Anſtalten. In der Nacht vom 26. zum 
27. Jult v J. wurde in das Wohnhaus des 
Vorſtehers der Züllchower Anſtalten, Herrn Jahn, 
ein Einbruch verübt und verſchiedene Kleidungsſtücke, 
eine Reifetafhe, eine Muſchel⸗Sammlung und meh⸗ 
rere Gläſer mit Eingemachtem, im Geſammtwerthe 
von 180 Mark geſtohlen. Die Gebäude der An- 
ſtalt find theilweiſe mit Gebäuden, theilweiſe von 
einem 6 Juß hohen Zaun umgrenzt, der Dieb 
mußte über einen Zaun geſtiegen ſein und hatte 
ſich ſodann ducch Eindrücken einer Scheibe Eingang 
in das Haus verſchafft, erbrach dann im Janein 
eine Thür und packte die frei umherliegenden ge- 
nannten Sachen zuſammen. Der Verdacht lenkte 
ſich auf den Arbeiter Fehlberg, welcher früher 36³Ü⸗W 
ling der Auſtalt war, wegen einen dort recurten 
Diebſtahls zu 6 Jahren Zuchthaus serurtheilt wat, 
und damals dem Vorſteher Rache zugeſagt hatte. 
Gehlberg wurde auch bald ermittelt und geſtand den 
Einbruch, den er mit einem nicht ermittelten Arbti- 
ter Vogt zuſammen verübt haben will, ein. Auch 
bei der heutigen Verhandlung machten beide Ar ge⸗ 


[klagten nochmals ein umfaſſendes Geſtändniß und 
er war die Mithülſe der Herren . nicht 


Der Gerichts 


auffi 
Hentai freudig die Anklagebank, 
ufen: „Gott jei Dank! 


eſſen!“ 

Ein gleiches Früchtchen iſt der nächſte Ange⸗ 
llagte, der Schloſſergeſelle Andreas Auguſt Ien- 
ſen, deirſelbe hat auch bereits wiederholte Zucht 
hausſtrafen verbüßt, ohne daß dieſelben gefruchtet 
hätten, denn kurze Zeit nachdem er das Zuchthaus 
zum letzten Mal verlaſſen, verſuchte er ſchon wieder 


einen neuen Einbruch. Der Eigenthümer Wraske 


verließ am 7. September v. J., Abends gegen 8 
Uhr, ſeine grüne Schanze 10, 2 Treppen hoch, br- 
legene Wohnung und verſchloß die Entreethür. Als 
er in etwa einer Stunde zurückkehrte, war die Thür 
zwar noch verſchloſſen, doch im Korridor trat iym 
ein Mann entgegen, welcher ſofort die Flucht er 
griff, aber von Wraske verfolgt und ergriffen, und 
deſſen Perſon als die des Jenſen feſtgeſtellt wurde. 
Im Innern der Wohnung waren aus einem Spind 
und einer Komode Kleidungsſtücke imm Werthe von 
300 Mark herausgenommen und bereits zuſammen⸗ 
gepackt. Jenſen geſteht ein, die Entrrethür mittelst 
Sperrhaken geöffnet und die Sachen zuſammenge⸗ 
packt zu haben, aber durch die ſchnelle Zurücklehr 
des Wraske an der Foriſchaffung verhindert worden 
zu ſein. Auch in dieſem Falle bleibt die Mitwir⸗ 
kung der Geſchworenen ausgeſchloſſen und Jenſen 
wird zu 4 Jahren Zuchthaus, Ehrverluſt auf gleiche 
Dauer und Stellung unter Polizei-Aufſicht ver⸗ 
urthellt. 

Auch bei der letzten Verhandlung gegen den 
20 jährigen Schuhmachergeſellen Einſt Emil. Ferd. 
Luckow aus Cüſtrin wegen Vergehens gegen die 
Sittlichkeit kamen bei dem offenen Geſtändnitz des 
Angeklagten die Herren Geſchworenen nicht im Tha⸗ 
tigkeft. Die Verhandlung wurde mit Ausſchluß der 
Oeffentlichkeit geführt und endete mit der Verurthei⸗ 
lung des Luckow unter Annahe mi dernder Um⸗ 
ſtände zu 1 Jahr Gefängniß. 

— Einem Poſtinſpektor, Falkenwalderſtr. 78 
wohnhaft, wurden am 7. d. M., Abends zwiſchen 
11—11½ Uhr, von verſchloſſenem Boden mittelſt 
Aus brechens der Verſchlagthür verſchiedene Wäſche⸗ 
ſtücke geſtohlen. 

— Bei Prüfung der Zwecke eines Vereins 
iſt, nach einem Erkenntniß des Ober⸗Tribunals vom 
28. November v. J., nicht maßgebend, was in den 
Statuten eines Vereins ohne jede Erläuterung da⸗ 
für ausgegeben wird, und es iſt ſomit nicht ledig⸗ 
lich auf Grund eines Paragraphen in ven Sta- 
tuten, welcher die Behandlung öffentlicher Ange⸗ 
lezenheiten unterſagt, der Verein als ein ſolcher an- 
zuerkennen, welcher die Einwirkung auf öffentliche 
Angelegenheiten nicht bezweckt, vielmehr tft, unabhän⸗ 


That von ihrem Gatten vom G 


tach 
indem PR me, 
Dort ed't doch große 
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gig von der in den Statuten niedergelegten Aufjaf- 
jung der „öffentlichen Angelegenheiten“, feſtzuſtellen, 
ob die darin angegebenen poſitiven Zwecke ſich nicht 
als eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
im Sinne des Geſetzes darſtellen. 

— Heute Vormittag wurde auf Maſche's In: 
ſel, alſo mitten in der Stadt, eine 1 9 
. Dieſelbe wog 22 Pfd. und it 1 M. 25 

C.⸗M. lang. Ditſelbe wird von Herrn ann 

Wiefenftrafe 13, den ſich * Inteeffienten mor- 
gen gezeigt werden. 


Bernsen Fe 

— Es wird manchem Leſer unſerer Zeitung 
intereſſant ſein, zu erfahren, daß Vorgänge und 
Perſonen, die in dem neueſten Roman von Friedrich 
Spielbagen geſchildert werden, zum großen Theile 
der Wirklichkeit entnommen ſind. So z. B. iſt 
das Original der in dem Buch geſchilderten „Ba⸗ 
ronin Baſſelit“ eine in pommerſchen Öutsbefiper- 
reifen außerordentlich bekannte Dame, die in der 
3 
ronin gemacht iſt. Nur daß die Dame nicht, wie 
ſie Spielhagen beſonders zu Anfang des Romans 
ſchildert, ein wahrer Drache, ſondern im Gegentheil 
eine gutmüthige alte Dame iſt, die vielleicht freilich 
den einen Fehler bat, mit der drutſchen Sprache 
nicht ſehr befreundet zu fein, Ihr wirklicher Name 
iſt Baronin L. Sie iſt übrigens eine der reichſten 
Gutsbeſitzerinnen der Provinz. 

— Eine treffende Antwort des General- Poſt⸗ 
meifter, Emme launite Geſellſchaft, welche zum 
Neujahrstage im Blutgericht in Königsberg bei einem 
Glaſe Wein den Jahreswechſel feierte, ſandte an 
Herrn General-Poſtmeiſter Ur. Stephan folgendes 
Telegramm: 

Heut zu Neujahr wünſchen wir: 

Daß des Drahtes Sprechgebühr 

Und das Porto auf ver Poſt 

Neunundſiebzig nichts mehr koſt't. 

Der Herr General Poſtmeiſter Dr. Stephan 
beantwortete, wie die „D. L. Z.“ meldet, dies Te⸗ 
legra um noch am Nachmittag in nachfolgender 
Weiſe: 

Noch viel beſſer würd' es ſein: 

Gäbd's hinfüro freien Wein; 

Aber's Blutgericht thut kund? 

Allzuviel ie ungeſund. f 
Dr. Stephan. 


Zelegranbiflhr Depefchen. 
Arolſen, 8 Januar. Die Eintragung des 
Königs von Holland und der Pringeffin Emma von 
Waldeck in das Standceregiſter, welche der lirch⸗ 
lichen Trauung in der Schloßkapelle Wen 19, er⸗ * 
folgte dd den Landesdirektor v. S e ER 
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dle Barsan ausbrachte. et 
Wien, 8. Januar. Die „Polit. cen. 2 
veröffentlicht folgende Meldungen: 

Aus Konſtantinopel: Man ſpricht hier von der | 
Eventualität einer namhaften Reduktion der türkiſchen “ 
Arme. Kiamil Paſcha und All Bey, welche nah 
Skutari abgereiſt find, haben die Inſteuktton erbal- 
ten, die Mohamedaner, die dei Herrſchaft Monte⸗ 
negros widerſtreben, aufzufordern, nach der Türkei 
auszuwandern. 

Aus Athen: Die Einwohner der Stadt 
Janina und des gleichnamigen D ſtriktes haben 
an den König von Griechenland und an den fran⸗ 
zöſiſchen Miniſter des Auswärtigen, Waddington, 
Petitionen um Vereinigung mit Griechenland ge⸗ 
richtet. 

Paris, 8. Januar. Der Prozeß des Sena- 
tore Challemel-Lacour gegen das klertkale Journal 
„France nouvelle“ wegen Verleumdung kam heute 
zur Verhandlung. Gambetta plaidirte für Challemel⸗ 
Lacour. Das Journal „France nouvelle“ wurde 
zum Schadenerſatz von 10,000 Fres. und der Ge⸗ 
rant des Blattes und der Berfaſſer des betr. Ar⸗ 
tikels Jeder zu einer Geldbuße von 2000 Francs 
verurthrilt. 

London, 8. Januar. Nach eingezogen er 
kundigung hat der Gichtanfall, von welchem Lord 
Beaconeſield heimgeſucht wurde, nachgelaſſen, jo daß 
derſelbe heute Vormittag gegen 10 Uhr das Bett 
verlaſſen konnte. Der allgemeine Geſundheitszuſtand 
Lord Beaconsfields iſt durch den Gichtanfall nicht 
alterirt. 

Petersburg, 8. Januar. Die „Agener 
Ruſſe“ hält das Telegramm des „New-⸗Nork Herald“ 
aus Taſchkent, daß der Emir von Afghaniſtan, 
welcher die Verwaltung ſeines Landes ſeinem Sobne 
übertragen hat, ruſſſſchen Boden betreten habe, für 
richtig. Dahingegen ſei die Meldung nicht richtig, 
daß der Emir von Truppen begleitet ſet. 

Kalkutta, 8. Januar. Häuptlinge von Be- 
lutſchiſtan haben 1000 Reiter zum Dienſte in Dera 
Ismail Khan angeboten. 

Die englifhen Truppen haben einen Angriff 
gegen die Marodeure der Sulimankhels unternom⸗ 
men. Die Marodeure verloren gegen 70 Todte; 
der Verluſt der engliſchen Truppen war nur gering. 
Dieſe Operation wird als ſehr wichtig angeſehen, 
da durch dieſelbe die Ruhe der Grenze hergeſtellt 
werden dürfte. 

Kalkutta, 8. Januar. Eine Meldung des 
Majors Cavagnari erwähnt abermals des ſchon 
anderweitig verzeichneten Gerüchts, daß Jakub Khan 
ih anſchicke, dem Emir Schir Ali zu folgen, da er 
in Kabul machtlos ſei und die Häupter der Ghilzais * 
fi feindlich verhielten. 


